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Resolution 1894 (2009) 
vom 11. November 2009 

 Der Sicherheitsrat, 

 in Bekräftigung seines Bekenntnisses zur fortgesetzten und vollständigen, in gegen-
seitig verstärkender Weise erfolgenden Durchführung der Resolutionen 1265 (1999) vom 
17. September 1999, 1296 (2000) vom 19. April 2000, 1325 (2000) vom 31. Oktober 2000, 
1612 (2005) vom 26. Juli 2005, 1674 (2006) vom 28. April 2006, 1738 (2006) vom 
23. Dezember 2006, 1820 (2008) vom 19. Juni 2008, 1882 (2009) vom 4. August 2009, 
1888 (2009) vom 30. September 2009 und 1889 (2009) vom 5. Oktober 2009 und aller 
einschlägigen Erklärungen seiner Präsidenten, 
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ausgesetzt sein können, wie Menschen mit Behinderungen und ältere Menschen, und unter 
Betonung der Schutz- und Hilfsbedürfnisse der gesamten betroffenen Zivilbevölkerung, 

 Kenntnis nehmend von dem am 23. Oktober 2009 verabschiedeten Übereinkommen 
der Afrikanischen Union über Schutz und Hilfe für Binnenvertriebene in Afrika230, 

 mit großer Sorge Kenntnis nehmend von den umfangreichen und weit verbreiteten 
Zugangsbeschränkungen für humanitäre Hilfe sowie von der Häufigkeit und der Schwere 
der Angriffe auf humanitäres Personal und humanitäre Objekte und von den erheblichen 
Auswirkungen dieser Angriffe auf humanitäre Einsätze, 

 in der Erkenntnis, dass Staaten in oder unmittelbar nach bewaffneten Konflikten re-
chenschaftspflichtige Sicherheitsinstitutionen und unabhängige nationale Justizsysteme 
wiederherstellen oder aufbauen müssen, 

 unter Hinweis darauf, dass Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
und Völkermord in die Statuten der internationalen Ad-hoc-Strafgerichtshöfe und in das 
Römische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs231 aufgenommen wurden, und in 
dieser Hinsicht unter Betonung des Grundsatzes der Komplementarität, 

 anerkennend, wie wichtig Wiedergutmachungsprogramme als Reaktion auf schwere 
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mere und besser ausgestattete Friedenssicherungs- und andere einschlägige Missionen der 
Vereinten Nationen zu verstärken, den Zugang für humanitäre Hilfe zu verbessern und die 
Rechenschaftspflicht bei Verstößen zu verstärken, 

 unter Begrüßung der in dem Bericht des Sonderausschusses für Friedenssicherungs-
einsätze und seiner Arbeitsgruppe



Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheitsrats vom 1. August 2009 bis 31. Juli 2010 

165
 

mit den Friedenssicherungsmissionen und Landesteams der Vereinten Nationen bei der 
Weiterverfolgung und Durchführung dieser Beschlüsse uneingeschränkt zusammenarbei-
ten; 

 7. fordert alle beteiligten Parteien auf, 

 a) für die möglichst weite Verbreitung von Informationen über das humanitäre 
Völkerrecht, die internationalen Menschenrechtsnormen und das Flüchtlingsvölkerrecht zu 
sorgen; 

 b) für die Schulung von Amtsträgern, Angehörigen der Streitkräfte und bewaffne-
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 11. weist darauf hin, dass Rechenschaftspflicht für diese schweren Verbrechen ge-
währleistet werden muss, indem Maßnahmen auf nationaler Ebene ergriffen werden und 
die internationale Zusammenarbeit zur Unterstützung nationaler Mechanismen verstärkt 
wird, lenkt die Aufmerksamkeit auf die gesamte Bandbreite der Justiz- und Aussöhnungs-
mechanismen, die in Betracht zu ziehen sind, wie etwa nationale, internationale und „ge-
mischte“ Strafgerichtshöfe, Wahrheits- und Aussöhnungskommissionen sowie nationale 
Wiedergutmachungsprogramme für die Opfer und institutionelle Reformen, und unter-
streicht die Rolle des Rates bei der Beendigung der Straflosigkeit; 

 12. bekräftigt die Rolle des Rates bei der Förderung eines Umfelds, das geeignet ist, 
den Zugang der humanitären Helfer zu Menschen in Not zu erleichtern; 

 13. betont, wie wichtig es ist, dass im Rahmen der humanitären Hilfe die humanitä-
ren Grundsätze der Menschlichkeit, der Neutralität, der Unparteilichkeit und der Unabhän-
gigkeit von allen gewahrt und geachtet werden; 

 14. betont außerdem, wie wichtig es ist, dass alle an einem bewaffneten Konflikt 
beteiligten Parteien mit dem humanitären Personal zusammenarbeiten, um den Zugang zu 
der von dem bewaffneten Konflikt betroffenen Zivilbevölkerung zu ermöglichen und zu 
erleichtern; 

 15. bekundet seine Absicht, 

 a) die an einem bewaffneten Konflikt beteiligten Parteien aufzufordern, den nach 
dem humanitären Völkerrecht für sie geltenden Verpflichtungen nachzukommen und alle 
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 19. bekräftigt seine Praxis, sicherzustellen, dass die Mandate der Friedenssiche-
rungs- und anderen einschlägigen Missionen der Vereinten Nationen, soweit angezeigt und 
je nach Fall, Bestimmungen über den Schutz von Zivilpersonen enthalten, betont, dass den 
mandatsmäßigen Schutztätigkeiten bei Beschlüssen über den Einsatz der vorhandenen Ka-
pazitäten und Ressourcen, namentlich Informations- und nachrichtendienstlichen Ressour-
cen, bei der Erfüllung der Mandate Vorrang zukommen muss, und erkennt an, dass der 
mandatsmäßige Schutz von Zivilpersonen ein koordiniertes Vorgehen aller zuständigen 
Anteile der Mission erfordert; 

 20. bekräftigt außerdem, wie wichtig es ist, den Friedenssicherungs- und anderen 
einschlägigen Missionen, die mit dem Schutz von Zivilpersonen beauftragt sind, klare, 
glaubwürdige und erfüllbare Mandate zu erteilen, auf der Grundlage zutreffender und ver-
lässlicher Informationen über die Situation vor Ort und einer in Abstimmung mit allen 
maßgeblichen Beteiligten vorgenommenen realistischen Bewertung der Bedrohungen von 
Zivilpersonen und Missionen, bekräftigt ferner, wie wichtig es ist, im Rat das Bewusstsein 
für die Auswirkungen zu erhöhen, die seine Beschlüsse auf die Ressourcen und die Unter-
stützung der Feldeinsätze haben, und betont, dass die Erfüllung der genannten Mandate 
zum Schutz von Zivilpersonen vor Ort sichergestellt werden muss; 

 21. ist sich dessen bewusst, dass die Schutzbedürfnisse von Zivilpersonen in Situa-
tionen bewaffneten Konflikts, insbesondere Frauen und Kindern, in der Frühphase der 
Mandatserarbeitung und während der gesamten Laufzeit der Friedenssicherungs- und an-
deren einschlägigen Missionen der Vereinten Nationen berücksichtigt werden müssen, und 
unterstreicht in dieser Hinsicht, wie wichtig das Zusammenwirken mit den betroffenen 
Ländern und die enge Abstimmung mit dem Sekretariat, den truppen- und polizeistellen-
den Ländern und den sonstigen maßgeblichen Akteuren sind; 

 22. ist sich außerdem dessen bewusst, dass umfassende operative Leitlinien über die 
Aufgaben und Verantwortlichkeiten der Friedenssicherungsmissionen bei der Durchfüh-
rung der Mandate zum Schutz von Zivilpersonen benötigt werden, und ersucht den Gene-
ralsekretär, in enger Abstimmung mit den Mitgliedstaaten, einschließlich der truppen- und 
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 33. ersucht den Generalsekretär außerdem, Leitlinien für die Friedenssicherungs- 
und anderen einschlägigen Missionen der Vereinten Nationen zur Berichterstattung über 
den Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten zu erarbeiten, mit dem Ziel, die 
Berichterstattung zu straffen und die Überwachung der Durchführung der Schutzmandate 
der Friedenssicherungs- und anderen Missionen der Vereinten Nationen durch den Rat und 
seine Aufsicht darüber zu verbessern; 

 34. betont, wie wichtig Konsultationen und die Zusammenarbeit zwischen den Ver-
einten Nationen, dem Internationalen Komitee vom Roten Kreuz und den anderen zustän-
digen Organisationen, einschließlich der Regionalorganisationen, sind, um den Schutz von 
Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten zu verbessern; 

 35. ersucht den Generalsekretär, seinen nächsten Bericht über den Schutz von Zi-
vilpersonen in bewaffneten Konflikten bis November 2010 vorzulegen; 

 36. beschließt, mit der Angelegenheit befasst zu bleiben. 

Auf der 6216. Sitzung einstimmig verabschiedet. 

Beschlüsse 

 Auf seiner 6354. Sitzung am 7. Juli 2010 beschloss der Sicherheitsrat, die Vertreter 
Afghanistans, der Arabischen Republik Syrien, Argentiniens, Armeniens, Aserbaidschans, 
Australiens, Bangladeschs, Deutschlands, Indiens, Israels, Italiens, Kanadas, Kolumbiens, 
Liechtensteins, Norwegens, Pakistans, Perus, der Schweiz, Sierra Leones, Sri Lankas, Süd-
afrikas, Uruguays, Venezuelas (Bolivarische Republik) und der Vereinigten Republik Tan-
sania gemäß Regel 37 seiner vorläufigen Geschäftsordnung einzuladen, ohne Stimmrecht 
an der Erörterung des Punktes „Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten“ teil-
zunehmen. 

 Auf derselben Sitzung beschloss der Rat außerdem, wie zuvor in Konsultationen ver-
einbart, Herrn John Holmes, den Untergeneralsekretär für humanitäre Angelegenheiten und 
Nothilfekoordinator, und Frau Navanethem Pillay, die Hohe Kommissarin der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte, gemäß Regel 39 seiner vorläufigen Geschäftsordnung zur 
Teilnahme einzuladen. 

 Auf derselben Sitzung beschloss der Rat ferner, Herrn Pedro Serrano, den Amtieren-
den Leiter der Delegation der Europäischen Union bei den Vereinten Nationen, aufgrund 
seines Antrags vom 2. Juli 2010 und gemäß Regel 39 der vorläufigen Geschäftsordnung 
des Rates zur Teilnahme einzuladen. 

_____________________ 
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Beschlüsse 

 Auf seiner 6180. Sitzung am 7. August 2009 beschloss der Sicherheitsrat, die Vertre-
ter Afghanistans, Argentiniens, Australiens, Bangladeschs, Belgiens, Brasiliens, Deutsch-
lands, Ecuadors, Finnlands, Islands, Israels, Italiens, Kanadas, Kenias, Liechtensteins, der 
Niederlande, Nigerias, Norwegens, Papua-Neuguineas, Perus, der Republik Korea, Ruan-
das, Schwedens, der Schweiz, Sierra Leones, Südafrikas, Timor-Lestes und der Vereinigten 
Republik Tansania gemäß Regel 37 seiner vorläufigen Geschäftsordnung einzuladen, ohne 
Stimmrecht an der Erörterung des folgenden Punktes teilzunehmen: 

_______________ 
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